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Suisse-CD und der �bereinkunft �ber die Grundz�ge der
r�ckwirkenden Abgeltungssteuer nun �berschritten? Oder
neutralisiert sich diese Frage angesichts der vielen Steuer-
CDs, auf die Deutschland „kompromisslos“ zur�ckgegriffen
h�tte? Vermutlich wird das Thema in den Verhandlungen
�ber die Abgeltungssteuer wieder hochgekocht, hoffentlich
dann aber zu einem allseits tragbaren Kompromiss gef�hrt

werden. Schließlich verhandelt man eine k�nftige L�sung
zusammen mit einer Altlastenregelung. Und letztlich muss
man wissen, dass Kapital- und Steuerflucht mit dem Verlust
des Vertrauens in den eigenen Staat zu tun haben. Vertrauen
gewinnt man nicht dadurch zur�ck, indem man, um 10% an
Missbr�uchen zu hindern, auch die restlichen 90% mit ei-
nem Netz von Misstrauen �berzieht.

Michael Walther, Rechtsanwalt, und Dr. Mark Zimmer, Rechtsanwalt/Fachanwalt f�r
Arbeitsrecht, beide M�nchen

Haftung deutscher Unternehmen
nach dem UK Bribery Act

Im Vereinigten K�nigreich (UK, im Folgenden auch
„Großbritannien“) tritt bald ein neues Gesetz gegen
Korruption in Kraft. Es wird weit st�rker als das
US-amerikanische Anti-Korruptionsgesetz FCPA
die Stellung deutscher Unternehmen und ihrer Mit-
arbeiter betreffen. Es gilt n�mlich f�r alle Unter-
nehmen, die „Gesch�fte in UK betreiben“. Das Un-
ternehmen kann sich jedoch durch den Nachweis
enthaften, ein hinreichendes Compliance-System
eingerichtet zu haben. Der vorliegende Beitrag er-
l�utert den UK Bribery Act im Hinblick auf seine
Bedeutung f�r deutsche Unternehmen, insbesondere
die Verantwortlichkeit von Individuen und Unter-
nehmen, die Strafen und sonstigen Nebenfolgen so-
wie die Anforderungen an ein hinreichendes Com-
pliance-System.

I. Deutsche Unternehmen in Großbritannien

Der UK Bribery Act1 wird in erheblichem Maße auch deut-
sche Unternehmen betreffen. F�r die Unternehmensstrafbar-
keit reicht es n�mlich, dass „Gesch�ft in UK“ betrieben
wird.2 England und UK als Ganzes3 geh�rt zu dem maßgeb-
lichen Handels- und Wirtschaftspartner deutscher Unterneh-
men. Im Jahr 2009 betrugen die Exporte von Deutschland
nach UK ca. e 53 Mrd.4 Damit ist Großbritannien mit den
USA der drittgr�ßte Handelspartner Deutschlands.5 Auch
hinsichtlich Produktion und anderer Investitionen sind deut-
sche Unternehmen stark in Großbritannien vertreten: �ber
2500 deutsche Firmen investieren knapp e 100 Mrd. in
Großbritannien.6 Besonders hervorzuheben ist das Engage-
ment deutscher Investoren an dem in Europa dominierenden
Finanzmarkt London.

Das f�r die Umsetzung des UK Bribery Act vor allem zu-
st�ndige „Serious Fraud Office“ (SFO)7 ist in den letzten
Jahren f�r seine konsequente Ahndung internationaler Kor-
ruptionsdelikte bekannt geworden und scheut auch vor Ver-
haftung �sterreichischer Grafen nicht zur�ck.8 Viele deut-
sche Unternehmen sind somit potentiell vom UK Bribery
Act und seinen Strafandrohungen betroffen. Daher lohnt
sich ein Blick auf die Tatbest�nde des Gesetzes sowie die
M�glichkeiten der Enthaftung.

II. Individuelle Strafbarkeit

1. Tatbestand und Fallgruppen

Hinsichtlich der Strafbarkeit nat�rlicher Personen unter-
scheidet der UK Bribery Act zwei grundlegende Tatbest�n-
de, den der Bestechung und den der Bestechlichkeit. Im Ge-
setz werden diese Tatbest�nde anhand von sechs Fallgrup-
pen dargestellt, von denen zwei die aktive und vier die passi-
ve Bestechung behandeln. Gemeinsames Element dieser
Fallgruppen sind das Vorhandensein eines finanziellen oder
sonstigen Vorteils und das Vorliegen einer pflichtwidrigen
Handlung. Eine spezielle Unrechtsvereinbarung hingegen
wird im Gegensatz zur alten Rechtslage nicht mehr verlangt;
dies wird dem SFO die Verfolgung von Bestechungsvorf�l-
len erleichtern, da der Nachweis korrupter Absicht nicht l�n-
ger erforderlich ist. Das im Jahr 2010 verabschiedete Gesetz
sollte im April 2011 in Kraft treten; dies wird sich nun um
einige Monate verschieben.

a) Aktive Bestechung

Nach Section 1 macht sich strafbar, wer einer anderen Per-
son einen finanziellen oder sonstigen Vorteil anbietet, ver-
spricht oder zukommen l�sst. Dabei muss entweder beab-
sichtigt sein, den Empf�nger zu einer pflichtwidrigen Hand-
lung zu bewegen oder ihn f�r die Vornahme einer solchen

1 Text des Bribery Act 2010 unter: http://www.opsi.gov.uk/acts/acts2010/
ukpga_20100023_en_1. Erl�uterungen zu dem Act – eine Art Gesetzes-
begr�ndung – finden sich unter: http://www.legislation.gov.uk/ukpga/
2010/23/notes?type=en (nachfolgend auch „Explanatory Notes“).

2 Vgl. Sec. 7 Bribery Act 2010. Im Folgenden sind „Sections“ (oder
„Sec.“) ohne Gesetzesangabe solche des UK Bribery Act 2010 (Fn. 1).

3 Das Vereinigte K�nigreich umfasst folgende vier L�nder: England,
Wales, Schottland und Nordirland.

4 Quelle: Statistisches Bundesamt, unter: http://ims.destatis.de/aussen
handel/Default.aspx.

5 S. Fn. 4.
6 Quelle: British Embassy in Germany, unter: http://ukingermany.fco.gov.

uk/de/news/?view=News&id=22536405.
7 Website: www.sfo.gov.uk.
8 So wurde Anfang 2010 der �sterreichische Graf Alfons Mensdorff-Pouil-

ly verhaftet wegen des Verdachts der Korruption im Zusammenhang mit
der Bestellung von Kampfflugzeugen des britischen R�stungsunterneh-
mens BAE f�r die Streitkr�fte Tschechiens, Ungarns und �sterreichs;
s. unter:http://business.timesonline.co.uk/tol/business/industry_sectors/
industrials/article7008143.ece.



Handlung zu belohnen. Dem gleichgestellt ist es, wenn der
Bestechende weiß oder zumindest annimmt, bereits die Ent-
gegennahme des Vorteils und nicht erst eine sich daran an-
schließende Handlung stelle eine Pflichtverletzung dar. Der
Empf�nger des Vorteils muss dabei nicht derjenige sein, von
dem die Handlung erwartet wird. Ausreichend ist, dass vom
Empf�nger des Vorteils ein Einwirken auf den letztlich Han-
delnden erwartet werden kann. Anders als im US-amerikani-
schen FCPA ist Bestechung nicht nur im �ffentlichen Be-
reich strafbar, sondern auch bei Privatunternehmen.

b) Bestechlichkeit (passive Bestechung)

Section 2 regelt die passive Bestechung. Bestraft wird, wer
einen finanziellen oder sonstigen Vorteil fordert, sich ver-
sprechen l�sst oder annimmt, soweit dies im Zusammenhang
mit einer pflichtwidrigen Handlung steht. Dies ist immer
dann der Fall, wenn eine bereits begangene pflichtwidrige
Handlung belohnt wird oder wenn die Absicht besteht, eine
pflichtwidrige Handlung selbst vorzunehmen oder durch je-
mand anderen vornehmen zu lassen. Noch brisanter ist aller-
dings, dass sich der Bestochene auch dann strafbar macht,
wenn – analog zu der Regelung bei der aktiven Bestechung –
schon die Annahme, das Fordern oder das Sich-Versprechen-
Lassen des Vorteils eine pflichtwidrige Handlung darstellt
oder wenn in Erwartung oder als Folge der Annahme, des
Forderns oder Sich-Versprechen-Lassens eines Vorteils eine
pflichtwidrige Handlung vorgenommen wird, und zwar
durch den Bestochenen selbst oder aufgrund seiner Anwei-
sung oder mit seinem Einverst�ndnis durch einen Dritten. Da
ein Unrechtsbewusstsein beim Bestochenen nicht erforder-
lich ist, kann er Section 2 also auch dann verletzen, wenn er
gegen beh�rden- oder unternehmensinterne Regelungen ver-
st�ßt, die ihm nicht gel�ufig sind, oder wenn er selbst keine
Gegenleistung f�r den Vorteil erbringt. Die Strafbarkeit bei
fehlendem Unrechtsbewusstsein war im Gesetzgebungsver-
fahren außerordentlich umstritten. Forderungen, hierauf zu
verzichten oder zumindest eine Exkulpationsm�glichkeit zu
schaffen, ließen sich jedoch nicht durchsetzen.9

c) Pflichtwidrige Handlung

Aktive wie passive Bestechung erfordern neben dem Vorteil
als weiteres Element eine damit im Zusammenhang stehen-
de pflichtwidrige Handlung. Der Begriff der Handlung im
UK Bribery Act ist außerordentlich weit gefasst.10 Erfasst
sind alle T�tigkeiten und Handlungen die im Rahmen �f-
fentlicher Funktionen, der Gesch�ftst�tigkeit eines privaten
oder �ffentlichen Unternehmens oder eines Arbeits- oder
Auftragsverh�ltnisses ausge�bt werden. Dies gilt unabh�n-
gig davon, um welche Art unternehmerischer T�tigkeit es
sich handelt. Erfasst wird daher ausdr�cklich auch die Er-
bringung von Dienstleistungen.11 Schließlich ist ohne Be-
lang, ob die Handlung direkten Bezug zu Großbritannien hat
und ob sie innerhalb oder außerhalb Großbritanniens durch-
gef�hrt wird. In den vom britischen Justizministerium ver�f-
fentlichten Erl�uterungen (Explanatory Notes) zum UK Bri-
bery Act wird ebenfalls ausdr�cklich klargestellt, dass der
Begriff weit ausgelegt werden soll, um einen weiten Anwen-
dungsbereich des Gesetzes sowohl im �ffentlichen als auch
im privatrechtlichen Bereich sicherzustellen.12

Letztlich ist damit jede T�tigkeit erfasst, die im Zusammen-
hang mit der Aus�bung beruflicher Funktionen steht und
nicht eindeutig dem pers�nlichen Bereich zugeordnet wer-
den kann. Hinzu kommen muss dann lediglich die vern�nfti-
gerweise bestehende Erwartung, die T�tigkeit werde nach

Treu und Glauben, unvoreingenommen oder in �berein-
stimmung mit der ihr zugrunde liegenden Vertrauensstel-
lung ausge�bt.13 In der Praxis d�rfte die Verwirklichung die-
ses Tatbestandsmerkmales regelm�ßig gegeben sein.
Pflichtwidrig ist eine solche T�tigkeit dann, wenn durch ihre
Vornahme oder durch ihr Unterlassen dieser Erwartung zu-
wider gehandelt wird.

2. Ausl�ndische Amtstr�ger

Section 6 schafft einen eigenen Straftatbestand f�r die Be-
stechung ausl�ndischer Amtstr�ger. Hintergrund f�r diese
Erg�nzung der ohnehin weiten und auch auf Handlungen au-
ßerhalb Großbritanniens anwendbaren Tatbest�nde zur akti-
ven und passiven Bestechung war vor allem das Bestreben,
den speziellen Anforderungen der OECD-Konvention14 Fol-
ge zu leisten, nachdem Großbritannien lange f�r den im in-
ternationalen Vergleich mangelhaften Standard seiner Anti-
Korruptionsvorschriften ger�gt worden war.15

Nach Section 6 ist strafbar, wer einem ausl�ndischen Amts-
tr�ger einen Vorteil in der Absicht anbietet, verspricht oder
zukommen l�sst, ihn in seiner Funktion zu beeinflussen und
so Gesch�ftsabschl�sse oder andere Vorteile zu erlangen.16

Die Strafbarkeit entf�llt nur, wenn der Amtstr�ger durch die
Gesetze seines Landes entweder berechtigt oder verpflichtet
ist, sich entsprechend beeinflussen zu lassen. Dass eine sol-
che Konstellation wirklich vorliegen k�nnte, ist in der Praxis
allerdings kaum vorstellbar. Die Regelung im UK Bribery
Act geht damit �ber die entsprechenden Bestimmungen im
US-amerikanischen FCPA hinaus: Dort ist die Exkulpati-
onsm�glichkeit daran gekn�pft, dass lokales Recht die Ge-
w�hrung des Vorteils zul�sst.17

Section 6 geht selbst �ber die Anforderungen der OECD
hinaus, da der Nachweis von Vorsatz nicht verlangt wird.18

Zudem ist, anders als bei der Bestechung inl�ndischer Amts-
tr�ger, kein Nachweis dahingehend erforderlich, dass der
ausl�ndische Amtstr�ger pflichtwidrig handelt oder pflicht-
widrig eine Handlung unterl�sst. Es ist im Gesetzgebungs-
verfahren auch ausdr�cklich abgelehnt worden, die M�g-
lichkeit zu schaffen, sich gegen den Vorwurf der Bestechung
ausl�ndischer Amtstr�ger mit dem Argument zu verteidi-
gen, man habe geglaubt, die Gew�hrung des finanziellen
oder sonstigen Vorteils sei nach dem Recht des Drittlandes
erlaubt gewesen.19

Der Begriff des ausl�ndischen Amtstr�gers ist in �berein-
stimmung mit der OECD-Konvention sehr weit gefasst und
schließt neben Angeh�rigen von Gesetzgebung, Verwaltung
und Rechtsprechung u.a. Mitarbeiter und Beauftragte staat-
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9 Zur Diskussion �ber eine „defence of honest mistake“ vgl. etwa Han-
sard, House of Lords, Report Stage of the Bribery Bill, 2 February 2010,
col 118, ver�ffentlicht unter: http://www.publications.parliament.uk/pa/
ld200910/ldhansrd/text/100202–0002.htm#10020253000429.

10 Sec. 3, Abs. 2, 6 und 7.
11 Sec. 3 Abs. 7; hierzu z�hlen etwa auch Leistungen als Rechtsanwalt,

Steuerberater und Wirtschaftspr�fer.
12 Explanatory Notes (Fn. 1), Nr. 28.
13 Sec. 3 Abs. 3 bis 5; Explanatory Notes (Fn. 1), Nr. 29.
14 OECD Convention on Combating Bribery of Foreign Public Officials in

International Business Transactions, Article 1.1.
15 Explanatory Notes (Fn. 1), Nr. 34.
16 Die Annahme des Vorteils durch einen ausl�ndischen Amtstr�ger ist

nicht unter Strafe gestellt.
17 15 USC, §78dd-1 (c) (1).
18 Delahunty/McLeod, The UK Bribery Act: Is There a New International

Standard?, Business Crime 2011, 14.
19 Public Bill Committee, 16 March 2010, col. 40, ver�ffentlicht unter:

http://www.publications.parliament.uk/pa/cm200910/cmpublic/bribery/
100316/am/100316s09.htm.



licher Unternehmen und internationaler Organisationen ein.
Es wird erwartet, dass britische Gerichte den Begriff vor
dem Hintergrund dieser weiten Definition auch sehr umfas-
send interpretieren werden, sodass unter Umst�nden auch
Angeh�rige oder Mitarbeiter von Nationalbanken, halb-
staatlichen Organisationen, mit �ffentlichen Aufgaben be-
liehenen Unternehmen oder Unternehmen mit staatlicher
Beteiligung unter diesen Begriff fallen k�nnen.20

3. Beschleunigungszahlungen (Facilitation Payments)

Unter Beschleunigungszahlungen (Facilitation Payments)
versteht man Zahlungen, mit denen die Erledigung an sich
rechtm�ßiger und �blicher beh�rdlicher Handlungen be-
schleunigt werden soll. Beispiele f�r solche Handlungen sind
die Erteilung von Visa oder die Zollabfertigung. W�hrend der
FCPA derartige Zahlungen ausdr�cklich vom Bestechungs-
tatbestand ausnimmt, sieht der UK Bribery Act eine ver-
gleichbare Ausnahme nicht vor. Der englische Gesetzgeber
hat den Ermittlungsbeh�rden allerdings einen weiten Ermes-
sensspielraum einger�umt, und das SFO hat bereits in Aus-
sicht gestellt, im Einzelfall zu pr�fen, ob das �ffentliche Inte-
resse tats�chlich eine Verfolgung erfordert.21 Zahlungen k�n-
nen etwa geduldet werden, wenn sie nach sorgf�ltiger Pr�-
fung das einzig zur Verf�gung stehende Mittel sind – was zum
Beispiel bei „Notfall-Zahlungen“ in geringer H�he der Fall
sein soll.22 Die Beurteilung, ob tats�chlich eine solche „Not-
situation“ vorliegt, ist naturgem�ß mit Unw�gbarkeiten ver-
bunden. Das SFO hat daher in Aussicht gestellt, Unterneh-
men eine gewisse �bergangsfrist zuzubilligen, um die Praxis
der Facilitation Payments endg�ltig abzustellen, zugleich
aber noch einmal herausgestellt, wie wichtig die Einf�hrung
einer Null-Toleranz-Politik in den Unternehmen in diesem
Zusammenhang ist.23 Das SFO hat weiter zu erkennen gege-
ben, dass es nicht sehr wahrscheinlich sei, dass eine einmalige
Beschleunigungszahlung in geringer H�he zur Verfolgung
f�hrt – vorausgesetzt, das Unternehmen reagiert auf diesen
Vorfall und macht den beteiligten Mitarbeitern klar, dass hin-
sichtlich solcher Zahlungen eine Politik der Null-Toleranz
besteht. Wiederholte oder gar regelm�ßige Beschleunigungs-
zahlungen f�hren hingegen auch dann zur Verfolgung, wenn
es sich lediglich um geringe Betr�ge handelt.

4. Aufwendungen f�r Bewirtung und Geschenke
(Gifts and Hospitality)

Aufwendungen f�r Bewirtung und Geschenke werden im in-
ternationalen Sprachgebrauch �blicherweise als Gifts and
Hospitality oder Promotional Expenses bezeichnet. Verstan-
den werden hierunter Maßnahmen zur Gesch�ftsanbahnung,
zur Pflege von Beziehungen oder im Zusammenhang mit
der Pr�sentation von Produkten, wie etwa die Bewirtung von
Kunden, die �bernahme von Reise- und Unterbringungs-
kosten, Unterhaltungsangebote und nat�rlich Geschenke.
Im Unterschied zum FCPA sieht der UK Bribery Act f�r
Promotional Expenses keine ausdr�ckliche Ausnahme vor
und erkennt sie auch nicht als qualifizierte Verteidigung ge-
gen den Vorwurf der Bestechung an. Der UK Bribery Act
wird daher h�ufig dahingehend interpretiert, dass Promotio-
nal Expenses zwangsl�ufig als Bestechung anzusehen sind.
Der Direktor des SFO hat eine derartige Interpretation aller-
dings erst k�rzlich als �berzogen und falsch bezeichnet24

und auf den Entwurf des britischen Justizministeriums f�r
Leitlinien zu geeigneten Pr�ventionsmaßnahmen25 verwie-
sen. Dort wird anerkannt, dass Gifts-and-Hospitality-Maß-

nahmen ein wichtiges Element der Gesch�ftst�tigkeit dar-
stellen, wenn sie in angemessener H�he erfolgen und den
Zweck haben, das Image eines Unternehmens zu verbessern,
Produkte und Dienstleistungen besser zu pr�sentieren oder
Kundenpflege zu betreiben. Zu Recht weist das Justizminis-
terium aber auch darauf hin, dass der Grat zwischen einer
zul�ssigen Maßnahme und einer unzul�ssigen Vorteilsge-
w�hrung umso schmaler ist, je teurer, aufwendiger und ex-
klusiver die Leistung ist. Angemessene und verh�ltnism�ßi-
ge Zahlungen sieht das SFO demgem�ß nicht als Beste-
chungshandlung und daher auch nicht als Verletzung des
UK Bribery Act an. Das SFO hat zugleich deutlich gemacht,
es sei unm�glich, zweifelsfreie und allgemeing�ltige Grund-
s�tze dazu aufzustellen, was angemessen ist.26 Letztlich wird
man sich also – wie auch nach deutschem Recht – im Einzel-
fall �berlegen m�ssen, wo die Grenze der Geringwertigkeit
und Angemessenheit zu ziehen ist.27

5. Strafrahmen

Bei Verurteilung wegen eines Verstoßes gegen die Bestim-
mungen des UK Bribery Act drohen Gef�ngnisstrafen von
bis zu zehn Jahren und – zumindest theoretisch – Geldstra-
fen in unbegrenzter H�he.28 In den F�llen, in denen die Haf-
tung eines Unternehmens f�r Bestechungshandlungen fest-
gestellt wird,29 gilt dieser Strafrahmen auch f�r sog. Senior
Officers des Unternehmens,30 wenn diese der Bestechungs-
handlung zugestimmt oder sie zumindest geduldet haben, et-
wa durch mangelnde Aufsicht, Wegschauen31 und wohl auch
ungen�gende Einrichtung oder Umsetzung von adequate
procedures.32

III. Haftung des Unternehmens

1. Unternehmensstrafbarkeit

Im Gegensatz zum deutschen Recht sieht der UK Bribery
Act eine direkte „Strafbarkeit“ (strafrechtliche Haftung) von
Unternehmen f�r bestimmte Korruptionstaten vor.33 Diese
strafrechtliche Haftung des Unternehmens tritt ein, wenn
eine Bestechung durch eine mit dem Unternehmen „assozi-
ierte Person“34 irgendwo auf der Welt erfolgt (Section 7).
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20 Delahunty/McLeod, Business Crime 2011, 14.
21 Gibson, Dunn & Crutcher LLP client alert vom 7. 9. 2010 zu einem Ge-

spr�ch mit Vertreten der SFO, verf�gbar unter: www.gibsondunn.com.
22 Gibson, Dunn & Crutcher LLP client alert vom 11. 1. 2011 zu einem Ge-

spr�ch mit dem Direktor des SFO, Richard Alderman, verf�gbar unter:
www.gibsondunn.com.

23 S. Fn. 22.
24 S. Fn. 22.
25 Ver�ffentlicht unter: www.justice.gov.uk/consultations/briberyactcon

sultation.htm; dazu n�her unten III. und unten Fn. 40.
26 Gibson, Dunn & Crutcher LLP client alert vom 11. 1. 2011 zu einem Ge-

spr�ch mit dem Direktor des SFO, Richard Alderman, verf�gbar unter:
www.gibsondunn.com.

27 Vgl. etwa die Korruptionsvorw�rfe gegen den fr�heren EnBW-Chef Utz
Claassen wegen der Einladung von Politikern zu Spielen der Fußball-
weltmeisterschaft.

28 Sec. 11 Abs. 1.
29 Hierzu unten III.
30 „Senior Officer“ sind z. B. Mitglieder der Gesch�ftsf�hrung oder des Di-

rektoriums und wohl auch Partner von Anwaltskanzleien und Steuerbe-
ratungs- oder Wirtschaftspr�fungsgesellschaften, Sec. 14 Abs. 2 und 4
sowie Explanatory Notes (Fn. 1), Nr. 67.

31 Richard Alderman, Direktor des SFO: „[if people ] turn a blind eye, that
is connivance“, zitiert nach: Gibson, Dunn & Crutcher LLP client alert
vom 11. 1. 2011, verf�gbar unter: www.gibsondunn.com.

32 Hierzu unten IV. 6.
33 Das deutsche Recht sieht lediglich eine mittelbare Haftung des Unter-

nehmens f�r bestimmte Korruptionstaten seiner Mitarbeiter vor; vgl.
Zimmer/Stetter, BB 2006, 1445, 1448 f.

34 „Associated Person“; vgl. Sec. 7, 8.



Eine Person ist in diesem Sinne mit dem Unternehmen „as-
soziiert“, wenn sie Dienste f�r oder im Namen des Unter-
nehmens erbringt.35 Es ist unerheblich, in welcher Eigen-
schaft die Person Dienste erbringt. Dementsprechend kann
es sich z.B. um Mitarbeiter, Handelsvertreter oder Tochter-
unternehmen handeln.36 F�r die Bestimmung entscheiden
die n�heren Umst�nde des Einzelfalls. F�r Mitarbeiter des
Unternehmens wird widerleglich vermutet, dass sie „assozi-
ierte Personen“ in diesem Sinne sind.37

Das Unternehmen kann sich jedoch enthaften, indem es
nachweist, hinreichende Verfahren („adequate procedures“)
zum Schutz vor Bestechungstaten installiert zu haben.38 Zu
den Anforderungen an solche Schutzmechanismen hat das
englische Justizministerium auf der Grundlage von Section
9 im Dezember 2009 Richtlinien erlassen39 und diese im
September 2010 noch verfeinert.40 Zus�tzlich hat die briti-
sche Sektion von Transparency International sehr umfassen-
de und hilfreiche Auslegungsrichtlinien hierzu publiziert.41

Diese Mindestanforderungen an das Compliance-Programm
werden unten (IV.) n�her dargestellt.

2. Weltweite Geltung

Von der Verantwortlichkeit nach Section 7 sind nicht nur
englische, sondern auch deutsche Unternehmen bedroht, so-
bald sie „Gesch�ft in UK betreiben“.42 In dieser weiten For-
mulierung k�nnen verschiedene Arten des unternehmeri-
schen Engagements erfasst sein. Leider hat weder der engli-
sche Gesetzgeber noch das f�r den Verzug des Gesetzes zu-
st�ndige Serious Fraud Office (SFO) Details oder Bespiele
daf�r genannt, wann ein Unternehmen „Gesch�ft in UK be-
treibt“. In Betracht kommen

– Tochtergesellschaften,

– Zweigniederlassungen,

– Repr�sentanzen,

– Produktions- oder Vertriebsst�tten,

– externe Vertriebsmittler wie Handelsvertreter, Vertragsh�nd-
ler oder sonstige Zwischenh�ndler.43

Wenngleich Zwischenh�ndler wohl keine „associated per-
sons“ nach Section 8 sind, d�rfte ein indirekter Vertrieb doch
f�r die Anwendung des Gesetzes selbst ausreichen, weil ein
Unternehmen auch mit einem indirekten Vertriebskonzept
„Gesch�ft“ in dem jeweiligen Land betreibt. Das Gesetz ist
somit auch in diesem Fall anwendbar, wenn die Bestechungs-
tat, die zur Verantwortlichkeit des Unternehmen nach Secti-
on 7 f�hrt, von einer „assoziierten Person“ nach Section 8
ausgeht. Unter Umst�nden wird jedoch das im Ausland sit-
zende Unternehmen, das eine nicht-assoziierte Person zur
Bestechung anstiftet, als mittelbarer T�ter betrachtet.

Die Regelung in Section 3 Abs. 7 stellt klar, das „Gesch�ft“
auch die T�tigkeit der Freiberufler wie z. B. Rechtsanw�lte,
Wirtschaftspr�fer, Steuerberater, Architekten, �rzte, Apo-
theker, etc. erfasst.44

3. Sanktionen gegen Unternehmen

a) Unbegrenzte Geldbuße („fine“)

Wegen eines Verstoßes gegen Section 7 kann ein Gericht in
Großbritannien gegen ein Unternehmen eine Geldbuße ver-
h�ngen. Das Gesetz sieht hierf�r keine Obergrenze vor.45

Eine Geldbuße gegen Unternehmen wegen eines Verstoßes
gegen Section 7 ist somit in unbegrenzter H�he m�glich.46

Die Entscheidung im Fall Innospec47 zeigt den Ermessens-
spielraum der britischen Gerichte und die Kriterien der
Strafzumessung in solchen F�llen (hier: $ 12,7 Mio. Geldbu-
ße). Erschwerend wirken demnach vor allem die Summe der
Bestechungsgelder, die kriminelle Energie und die mit der
Bestechung erzielten Vorteile. Mildernd wirken vor allem:
ein Gest�ndnis zu einem fr�hen Zeitpunkt, umfassende Ko-
operation mit den Beh�rden, Wechsel im Management, Ver-
besserungen im Compliance-Programm, Zahlungsf�higkeit
und ein international koordinierter Vergleich mit den Straf-
verfolgungsbeh�rden.48

b) Vergabesperre

Eine Verurteilung nach dem UK Bribery Act f�hrt zu einem
obligatorischen europaweiten Ausschluss von �ffentlichen
Auftr�gen nach Art. 45 der Richtlinie 2004/18/EU �ber die
Koordinierung der Verfahren zur Vergabe �ffentlicher Bau-
auftr�ge, Lieferauftr�ge und Dienstleistungsauftr�ge vom
31. 3. 2004.49 Daneben besteht die M�glichkeit einer Verga-
besperre in Deutschland nach § 6 EG Abs. 4 Satz 2 VOL/A
oder nach § 6 EG Abs. 4 Satz 1 lit. e) und f) VOL/A. F�r den
britischen Markt droht zudem ein „Debarment“ nach Secti-
on 23 (1) der Public Contract Regulation 2006.50

IV. Enthaftung durch Schutzmaßnahmen
(„adequate procedures“)

Ein Unternehmen kann sich durch den Nachweis enthaften,
ein hinreichendes Compliance-System eingerichtet zu ha-
ben.51 Sinn dieser Regelung ist folgender: Das Gesetz m�chte
systematische Korruption bek�mpfen, nicht jedoch Einzel-
f�lle („Ausreißer“), die auch in den bestgef�hrten Unterneh-
menvorkommen k�nnen. Aufgrund der Verpflichtung im Ge-
setz hat die britische Regierung insoweit Richtlinien („Guid-
ance“) dar�ber zu erlassen, welche Schutzmechanismen in
diesem Sinne hinreichend sind und welche Mindestanforde-
rungen sie haben sollten.52 Auch die Anti-Korruptions-Orga-
nisation Transparency International hat durch ihre englische
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35 Sec. 8 Abs. 1.
36 Sec. 8 Abs. 2 und 3.
37 Sec. 8 Abs. 4 und 5.
38 Sec. 7 Abs. 2.
39 Quelle: http://www.justice.gov.uk/publications/bribery-act.htm (s.: Lord

Bach letter on adequate procedures guidance).
40 Quelle: http://www.justice.gov.uk/consultations/briberyactconsultation.

htm (s.: Consultation on guidance about commercial organisations pre-
venting bribery), im Folgenden: „Ministry Guidance“; vgl. n�her unten
IV.

41 Quelle: http://www.transparency.org.uk/working-with-companies/ade-
quate-procedures im Folgenden: „TI Guidance“.

42 Sec. 7 Abs. 5, 2. Unterabs. (b).
43 Zu einer solchen weiten Auslegung tendieren auch Hugger/R�hrich, BB

2010, 2646, 2647: Danach f�llt bereits „… ein deutsches Unternehmen,
das einmal einen Kunden in Großbritannien hatte, …“ unter den Gel-
tungsbereich von Sec. 7.

44 Vgl. auch oben II. 1. c und Explanatory Notes (Fn. 1), Nr. 28.
45 Sec. 11 Abs. 3.
46 TI Guidance (Fn. 41), S. 7; Deister/Geier, CCZ 2011, 15.
47 Regina v. Innospec Ltd., [2010] Southwark Crown Court, para. 26; Quel-

le: www.millerchevalier.com/portalresource/InnospecSentencingJudg
ment.

48 S. Fn. 47.
49 ABl. Nr. L 134 vom 30. 4. 2004, S. 114.
50 S. Link unter: http://www.statutelaw.gov.uk/content.aspx?LegType=

S.I.+(All+UK)&Year=2006&searchEnacted=0&extentMatchOnly=0&
confersPower=0&blanketAmendment=0&sortAlpha=0&TYPE=QS&
PageNumber=1&NavFrom=0&parentActiveTextDocId=2475548&Ac
tiveTextDocId=2475635&filesize=27307.

51 Sec. 7 Abs. 2.
52 Vgl. oben III.1.



Niederlassung umfassende und sehr hilfreiche Erl�uterungen
hierzu ver�ffentlicht.53 Danach besteht ein solcher Schutzme-
chanismus im Wesentlichen aus sechs Bausteinen:

(1) Wirksame Risikoanalyse,

(2) Schutz vor Korruption als Chefsache,

(3) Pr�fung von Gesch�ftspartnern,

(4) Regeln und Verfahren,

(5) Umsetzung im Unternehmen,

(6) Regelm�ßige �berpr�fung.

Diese Mindestanforderungen werden im Folgenden detail-
liert dargestellt.

1. Wirksame Risikoanalyse

a) Wo bestehen Korruptionsrisiken?

Jedes Unternehmen muss analysieren, welche Korruptions-
risiken sich in seinem Betrieb stellen. Die Analyse ist abh�n-
gig von der Branche, der Gr�ße, der Internationalit�t und
dem Gesch�ftszweck des Unternehmens. Da nur aktive Kor-
ruption unter den UK Bribery Act f�llt, m�ssen nach diesem
Gesetz auch nur insoweit Risiken analysiert und gemindert
werden. Diese werden sich somit deutlich st�rker im Ver-
trieb und Marketing stellen als im Einkauf. Besonders be-
troffen sind somit Unternehmen der Zuliefererindustrie.

Erfahrungsgem�ß bestehen h�here Risiken in bestimmten
L�ndern, die sich auf „Korruptions-Ranglisten“, wie dem
Corruption Perception Index der Organisation Transparency
International54 sowie anderen TI-Indizes finden, wie z.B.
deren Bribe Payers Index,55 das Global Corruption Barome-
ter56 und die National Integrity Studies.57

Dar�ber hinaus drohen Korruptionsrisiken erfahrungsgem�ß
dort, wo die �ffentliche Hand als Kunde auftritt. Hier befin-
den sich zahlreiche Mittelspersonen, die an dem Gesch�ft
mitverdienen wollen. Auch ist die Identifizierung der han-
delnden Vertreter der �ffentlichen Hand mit dem Staat oft
nicht so groß wie die eines Mitarbeiters seiner Firma. �ber-
dies verdienen Mitarbeiter in der �ffentlichen Verwaltung in
vielen L�ndern so wenig, dass eine zus�tzliche Einnahme-
quelle wenn auch nicht erforderlich, so doch zumindest drin-
gend gew�nscht ist. Wo immer die �ffentliche Hand als Kun-
de auftritt, wie z.B. bei Infrastrukturmaßnahmen, beim Mili-
t�r und in der Gesundheitsbranche, besteht in den meisten
L�ndern der Welt ein relativ hohes Korruptionsrisiko.

Zudem l�sst sich bei Projektgesch�ften ein h�heres Korrup-
tionsrisiko feststellen als im Produktgesch�ft, weil es erfah-
rungsgem�ß anf�lliger ist f�r Luftrechnungen und mehr Ak-
teure vereint. Weitere f�rdernde Indikatoren sind Zahlungen
mit politischen bzw. karitativen Zielsetzungen oder Sponso-
renzwecken. Schließlich sind solche Gesch�fte eine Quelle
m�glicher Korruption, bei denen es auf Lizenzen oder sons-
tige Genehmigungen ankommt, wie z.B. f�r die Produktion
bzw. den Vertrieb bestimmter Produkte oder die Einfuhr in
das Zielland.

b) Wie erfolgt die Analyse?

Der UK Bribery Act verlangt, dass die Analyse von Korrup-
tionsrisiken durch ausreichend bef�higte und ausgestattete
Personen erfolgen muss. Ratsam ist es, F�hrungskr�fte der
ausl�ndischen Tochtergesellschaften oder Niederlassungen
zu befragen, insbesondere den jeweiligen CFO sowie das
Controlling- und Buchhaltungspersonal. Ob diese Mitarbei-

ter des betreffenden Unternehmens oder externe Fachkr�fte
sind, l�sst die Erl�uterung offen.58 Ferner ist f�r eine ad�-
quate Information dieser Personen zu sorgen. Diese Infor-
mation kann etwa durch bereits bestehende Daten erfolgen,
wie z.B. j�hrliche Pr�fberichte, Befunde unternehmensin-
terner Ermittlungen oder Berichte �ber Beschwerden von
Mitarbeitern, Kunden, Gesch�ftspartnern oder sonstigen
„Focus Groups“.59 Sofern die Bef�rchtung besteht, dass ein
befragter Mitarbeiter nicht die n�tige Objektivit�t aufweist,
kann es geboten sein, neutrale Auskunftspersonen, wie z.B.
externe Berater zu konsultieren.

M�gliche interne Risiken sind vor allem Defizite im Ver-
st�ndnis der Manager und Mitarbeiter �ber das Gesch�fts-
modell des Unternehmens und die hiermit verbundenen Kor-
ruptionsrisiken; ferner Trainingsdefizite, die Verg�tungs-
struktur (Anreize durch h�here Ums�tze) sowie Unklarheiten
in den Richtlinien des Unternehmens zur Behandlung von
Geschenken, Unterhaltung und Reisen.60

Externe Risikofaktoren sind vor allem in der �rtlichkeit des
jeweiligen Gesch�ftsvorgangs (s. oben), der Art des Ge-
sch�fts, den Kunden und dem Einsatz von Vertriebsmittlern
zu finden.

Nat�rlich darf es nicht bei einer einmaligen Risikoanalyse
bleiben. Vielmehr sind die Korruptionsrisiken st�ndig weiter
zu beobachten und zu beurteilen. Dabei sind gegebenenfalls
die Risikobewertung und ihre Verhandlung im Unternehmen
anzupassen.

F�r eine Enthaftung aus dem UK Bribery Act ist es geboten,
die Methoden und Ergebnisse der Risikoanalyse sowie die
daraufhin getroffenen Abhilfemaßnahmen an die zust�ndi-
gen Stellen im Unternehmen, wie z.B. den Pr�fungsaus-
schuss des Aufsichtsrats, regelm�ßig zu berichten und dies
zu dokumentieren.61 Ob dar�ber hinaus eine Ver�ffentli-
chung dieses Analyseprozesses geboten ist, wie es TI emp-
fiehlt,62 sollte jedes Unternehmen selbst entscheiden. In der
offiziellen Erl�uterung zum UK Bribery Act ist eine solche
Ver�ffentlichung nicht angeraten. Aus Beratersicht gibt es
diverse Argumente gegen eine solche Ver�ffentlichung, wie
z.B. unn�tige Flanken f�r diverse Strafverfolgungsbeh�rden
und f�r Konkurrenten sowie eine m�gliche Abschreckung
von Kunden und Gesch�ftspartnern.

2. Schutz vor Korruption als Chefsache

Nach der Erl�uterung des UK Bribery Act durch das Briti-
sche Justizministerium muss die oberste F�hrungsebene ei-
nes Unternehmens gegen�ber Mitarbeitern, Kunden und
sonstigen Gesch�ftspartnern verdeutlichen, dass Korruption
in jedem Fall vermieden werden muss.63 Dem liegt die Er-
kenntnis zugrunde, dass „der Fisch h�ufig vom Kopf stinkt“
und somit ein Bekenntnis zur Korruptionsvermeidung „von
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59 S. Fn. 58.
60 S. Fn. 58.
61 TI Guidance (Fn. 41), S. 24.
62 S. Fn. 61.
63 Ministry Guidance (Fn. 40), S. 13.



oben“ von entscheidender Bedeutung ist. In der Fachwelt
wird dies auch als „Tone from the Top“ bezeichnet.64 Dieses
Bekenntnis muss im Unternehmen mit der n�tigen Ernsthaf-
tigkeit und Nachhaltigkeit vertreten werden, um eine „Kul-
tur der Inakzeptanz von Korruption“ zu erreichen. Com-
pliance darf nicht nur auf dem Papier stehen. Das Top-Ma-
nagement ist daher gehalten, diese Kultur auf verschiedene
Weisen zu f�rdern. �blich ist zun�chst eine Botschaft des
Vorstandsvorsitzenden (CEO, Sprecher der Gesch�ftsf�h-
rung o. �.) mit einem klaren und eindeutigen Bekenntnis zu
sauberen Gesch�ftspraktiken.65 Eine solche Botschaft geht
meist einher mit einer sog. „Null-Toleranz-Devise“, der zu-
folge schuldhafte Verst�ße gegen das Korruptionsverbot in-
tern konsequent geahndet werden.66 Sinnvollerweise wird
bei solchen Botschaften an die Mitarbeiter auf die zahlrei-
chen Nachteile hingewiesen, die durch Korruption drohen,
n�mlich insbesondere hohe Geldbußen oder -strafen f�r Mit-
arbeiter und Unternehmen, Ausschluss von �ffentlichen
Auftr�gen, Rechtsstreitigkeiten, Kosten f�r die Aufarbei-
tung der Korruptionsf�lle, Rufsch�digung am Markt, Verlust
von Kunden oder potentiellen Auftr�gen, Demotivation und
drohende Existenzgef�hrdung f�r das Unternehmen.67

Bei solchen Botschaften, die nicht nur schriftlich, sondern
auch pers�nlich bei Belegschaftsversammlungen etc. �ber-
mittelt werden,68 sollte das Top-Management (also CEO
und/oder CFO) �ffentlich die ihm zukommende Verantwor-
tung f�r die Einhaltung der Anti-Korruptionsgesetze �ber-
nehmen und die Einhaltung aktiv verfechten. In diesem Zu-
sammenhang sollte das Management deutlich machen, dass
es nicht nur um die Einhaltung von Regeln geht, sondern
auch um Werte („value-based compliance“ statt „rule-based
compliance“). Die Mitarbeiter d�rfen keinen Zweifel mehr
daran haben, dass von ihnen ein regelkonformes, „sauberes“
Gesch�ftsverhalten verlangt wird.69

In aller Regel wird auch der Aufsichtsrat oder ein sonstiges
Aufsichtsgremium des Unternehmens in die Anti-Korrupti-
ons-Bem�hungen einbezogen. Sofern es in dem Unterneh-
men noch keine Verhaltensrichtlinien („Code of Conduct“)
mit Richtlinien zur Korruptionsvermeidung gibt, sollten
diese eingef�hrt bzw. entsprechend erg�nzt werden. Auch
sollte deutlich gemacht werden, wie gegen Verst�ße vorge-
gangen wird.

In diesem Zusammenhang steht auch die Verantwortung des
Managements f�r das eingesetzte Personal: Bei Auswahl, Be-
f�rderung und Sanktionenvon Mitarbeitern ist stets deren Re-
geltreue in Bezug auf die Anti-Korruptionsvorschriften zu
ber�cksichtigen. Ebenso sind Manager wie Mitarbeiter auf
das jeweilige Compliance-Programm zu verpflichten, m�g-
lichst schon im Arbeitsvertrag oder durch eine separate Ver-
einbarung dazu. Auch auf die Verg�tungsstruktur hat das
Compliance-Programm Auswirkungen: Zum einen sind An-
reize zu vermeiden, die einen Mitarbeiter – insbesondere in
schwierigen L�ndern – einen Umsatz „um jeden Preis“ an-
streben lassen. Zum anderen kann die Propagierung und Ein-
f�hrung eines Compliance-Programms als Teil der Zielerf�l-
lung der variablen Verg�tung hilfreich sein, jedenfalls in den
ersten Jahren nach dessen Einf�hrung. Was die Sanktionie-
rung von Verst�ßen betrifft, so wird nicht jeder noch so gerin-
ge Verstoß disziplinarisch hart geahndet werden m�ssen; es
sollte jedoch sichergestellt werden, dass der Vorfall irgend-
eine Art von Reaktion erf�hrt und dem betreffenden Mitarbei-
ter klar wird, dass dies nicht noch einmal geschehen sollte.70

Ebenso wie es die Verantwortung des Top-Managements ist,
die Regeltreue im Bezug auf Anti-Korruption �ffentlich zu

verfechten, geh�rt es zur guten Unternehmensf�hrung, eine
hochgestellte F�hrungskraft mit der Einf�hrung und �ber-
pr�fung des Compliance-Programms zur Anti-Korruption zu
betrauen. Dies kann in kleinen Unternehmen nebenamtlich
geschehen; es sollte jedoch eine Person mit entsprechender
Seniorit�t sein, damit deren Bem�hungen und Maßnahmen
im Unternehmen ernst genommen werden.71

3. Pr�fung von Gesch�ftspartnern

Ein besonders wichtiges Element im Rahmen von adequate
procedures ist die sorgf�ltige Pr�fung von Gesch�ftspart-
nern vor der Aufnahme einer Gesch�ftsbeziehung. Die Be-
deutung dieser sog. Due Diligence kann gerade im Hinblick
auf den auch f�r deutsche Unternehmen relevanten Unter-
nehmensstraftatbestand, bei dem Handlungen durch assozi-
ierte Personen eine besondere Rolle spielen, nicht gen�gend
betont werden. Transparency International UK empfiehlt in
ihren Auslegungsgrunds�tzen ein zwar aufwendiges, aber
besonders wirkungsvolles Verfahren, um den Unsicherhei-
ten bei der Auslegung des Begriffs „assoziierte Person“ zu
begegnen:72 die �berpr�fung aller in Frage kommenden Ge-
sch�ftspartner auf m�gliche Korruptionsrisiken – neben ex-
ternen Vertriebsmittlern also auch Tochterunternehmen und
vor allem Joint Venture-Partner.

Wie bei der grundlegenden Risikoanalyse f�r das eigene Un-
ternehmen geht es bei einer solchen Pr�fung darum, ein m�g-
lichst umfassendes Bild potenzieller Risiken zu erhalten, um
auf diese angemessen reagieren zu k�nnen – notfalls auch
durch Verzicht auf eine Gesch�ftsbeziehung. Bei der Pr�fung
wird daher ein besonderes Augenmerk auf bekannt gewor-
dene Verst�ße in der Vergangenheit, Stellenwert und Umfang
von Anti-Korruptionsmaßnahmen beim Gesch�ftspartner,
Beziehungen zu Amtstr�gern, Abwicklung von Gesch�ften
zu Marktkonditionen und nat�rlich das allgemeine Korrupti-
onsklima sowie besondere Korruptionsrisiken im betroffenen
Land, aber auch die Bedeutung des Gesch�ftspartners f�r die
Abwicklung der eigenen Gesch�ftst�tigkeit zu legen sein.
Teile dieser �berpr�fung k�nnen mit relativ einfachen Mit-
teln umgesetzt werden – nach Verst�ßen in der Vergangenheit
oder der N�he zu Regierungsinstitutionen kann z.B. „gegoo-
gelt“ werden,73 bei anderen Themen wird man Beobachtun-
gen der eigenen Organisation vor Ort oder das Verhalten von
Wettbewerbern ber�cksichtigen. Kommt man so nicht weiter,
wird man unter Umst�nden auf professionelle Hilfe von spe-
zialisierten Serviceunternehmen zur�ckgreifen m�ssen,
wenn der Gesch�ftsumfang dies rechtfertigt und der Verzicht
auf die Gesch�ftsbeziehung eine Alternativew�re.

Soweit es sich um Tochterunternehmen im Mehrheitsbesitz74

handelt, sollte dort ein Anti-Korruptionsprogramm instal-
liert werden, das – gegebenenfalls unter Ber�cksichtigung
l�nderspezifischer Erfordernisse – das eigene Programm so
weitgehend wie m�glich abbildet. Dies kann insbesondere in
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64 TI Guidance (Fn. 41), S. 13.
65 Ministry Guidance (Fn. 40), S. 13.
66 S. Fn. 65.
67 TI Guidance (Fn. 41), S. 22.
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70 TI Guidance (Fn. 41), S. 19.
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solchen Staaten Schwierigkeiten bereiten, in denen ausl�ndi-
sche Investoren keine Kontrolle �ber ein inl�ndisches Unter-
nehmen aus�ben d�rfen und daher einen inl�ndischen Ge-
sellschafter aufnehmen m�ssen. Kann in einer derartigen
Fallkonstellation ein ausreichendes Anti-Korruptionspro-
gramm nicht durchgesetzt werden, sollte Kontakt mit den
Beh�rden des Landes aufgenommen werden und unter Um-
st�nden sogar �ber Ausstiegsszenarien nachgedacht werden.

Die Aufnahme von Gesch�ftsbeziehungen zu Vertriebsmitt-
lern sollte institutionalisiert werden. Besonderer Wert ist ne-
ben einer Auswahl des Partners nach Wettbewerbsgrunds�t-
zen auf die Analyse des Gesch�ftsmodells, den business
case, zu legen: Ist z.B. die Einschaltung eines Vertriebsmitt-
lers wirtschaftlich sinnvoll oder entspricht die Verg�tung �b-
lichen Marktkonditionen? Die Entscheidung �ber die Auf-
nahme einer solchen Gesch�ftsbeziehung sollte zudem nicht
den Mitarbeitern in Verkauf oder Marketing �berlassen wer-
den, sondern nach strategischen Gesichtspunkten durch das
Management erfolgen.75

Ein wesentliches Element im Rahmen der �berpr�fung von
Gesch�ftspartnern ist schließlich regelm�ßiges Monitoring
der Einhaltung bestehender Richtlinien und vertraglicher
Verpflichtungen, etwa zur Einrichtung einer eigenen Anti-
Korruptionspolitik. Das Unterlassen eines solchen Monito-
rings mit entsprechender R�ckmeldung festgestellter Defi-
zite an den Gesch�ftspartner wird sonst dort – und h�ufig
leider auch bei den eigenen Mitarbeitern – schnell als Er-
munterung dahingehend verstanden, die Anti-Korruptions-
regeln nicht ernst zu nehmen oder sogar zu umgehen.

4. Regeln und Verfahren

Um sich enthaften zu k�nnen, m�ssen Unternehmen ferner
intern Regeln gegen Korruption einf�hren und diese durch
klare, praktikable und verf�gbare Regeln einf�hren. Sie m�s-
sen weiterhin Verfahren einrichten, damit diese Regelungen
nicht nur auf dem Papier stehen, sondern in die t�glichen Ar-
beitsabl�ufe integriert werden. Es sollte klargestellt werden,
dass die Regeln f�r alle Unternehmensangeh�rigen, also auch
die Gesellschafter, gelten.76 Aus den Regeln muss deutlich
werden, dass s�mtliche Bestechungszahlungen verboten
sind. Im Gegensatz zum FCPA sieht der UK Bribery Act keine
Ausnahmen f�r sog. Facilitation Payments vor, also Zahlun-
gen, die eine rechtm�ßige Handlung lediglich beschleunigen.

Die Regeln sollten all diejenigen Abl�ufe erfassen, bei de-
nen es zu Bestechungszahlungen kommen kann. Dies gilt
insbesondere f�r den Vertriebs- und Vergabeprozess, die
Einschaltung von Vertriebsmittlern (insbesondere im Aus-
land), Zahlungen aus politischen, karitativen oder Sponsor-
zwecken, Geschenke, Unterhaltung und Einladungen sowie
Unterschriftsregeln und jegliche Finanztransaktionen.

Besonders wichtig ist die Integration dieser Regeln in die
t�glichen Arbeitsabl�ufe; sonst drohen die Regeln, verkannt,
vergessen oder missachtet zu werden. So hat es sich bei vie-
len Unternehmen bew�hrt, spezielle IT-Tools zur Anti-Kor-
ruptions-Compliance einzurichten. Hiermit werden be-
stimmte Hinweise, Warnungen und Tipps in die IT-basierten
Gesch�ftsabl�ufe der Mitarbeiter eingeflochten. So muss ein
Vertriebsmitarbeiter z.B. vor der Einschaltung eines Ver-
triebsmittlers in dem Land X eine bestimmte Hintergrundre-
cherche zum Leumund dieses Vertriebsmittlers anstellen. Es
versteht sich von selbst, dass die Effektivit�t dieser IT-Tools
dadurch gew�hrleistet werden sollte, dass sie nicht einfach
„weggeklickt“ werden k�nnen. Idealerweise kann der jewei-

lige Gesch�ftsvorgang nur dann vollendet werden (z.B. ein
Angebot nur dann unterbreitet werden), wenn zuvor be-
stimmte Pr�fungsschritte absolviert und im IT-System des
Unternehmens dokumentiert wurden.

Zu den Regeln und Abl�ufen geh�ren auch Maßnahmen zur
Meldung von Verdachtsf�llen, sei es �ber eine sog. Whistle-
blower-Hotline und/oder �ber einen externen Ombudsmann.
In jedem Fall sollte die Meldung anonym erfolgen k�nnen,
damit der Meldende keine Repressalien bef�rchten muss,
wie dies in kleineren Tochtergesellschaften in entfernten
L�ndern mitunter zu beobachten ist.

5. Umsetzung im Unternehmen

Die besten Richtlinien bleiben wirkungslos, wenn sie nicht
tats�chlich gelebt werden, sondern in Aktenschr�nken ver-
stauben.77 Der f�nfte Baustein fordert daher die konsequente
Umsetzung der Richtlinien. Sie m�ssen fester Bestandteil
der Abl�ufe im Unternehmen werden. Mitarbeiter m�ssen
mit den Richtlinien und ihrer Anwendung vertraut werden.
Nur so l�sst sich sicherstellen, dass die Richtlinien den Be-
d�rfnissen des Unternehmens effektiv Rechnung tragen und
das Pendel weder zu schwach noch zu stark ausschl�gt.

Training ist maßgeblicher Bestandteil jeder Implementation.
Zugeschnitten auf die Stellung der Mitarbeiter im Unterneh-
men und ihre jeweiligen T�tigkeitsbereiche stellt Training
zum einen sicher, dass Mitarbeiter ebenso wie Management
und Gesch�ftsleitung die Compliance-Botschaft des Unter-
nehmens verinnerlichen. Zum anderen verfolgt effizientes
Training das Ziel, Mitarbeiter auf Situationen vorzubereiten,
in denen sie besonderen Compliance-Herausforderungen
ausgesetzt sind, wie etwa N�tigung oder gar die Androhung
physischer Gewalt zur Erlangung von Bestechungsgeldern
anl�sslich der Vergabe von Auftr�gen.78 Obwohl interaktive,
web-basierte Trainingsmethoden ein Unternehmen in die
Lage versetzen, innerhalb kurzer Zeit eine große Zahl von
Mitarbeitern anzusprechen, darf nicht �bersehen werden,
dass klassisches, pers�nliches Training durch Mitarbeiter
der Compliance-Organisation oder Mitglieder des Manage-
ments vom Auditorium im Regelfall intensiver empfunden
wird und so zu einer st�rkeren Identifizierung mit den Zielen
des Compliance-Programms f�hrt. Zumindest f�r besondere
Risikogruppen, etwa in Vertrieb und Marketing, sollte daher
nicht nur auf multi-mediale Trainingseinheiten vertraut wer-
den. Es wird schließlich zu �berlegen sein, ob auch Ver-
triebsmittlern oder anderen Gesch�ftspartnern, zumindest in
L�ndern mit hohem Korruptionsrisiko, die M�glichkeit zur
Teilnahme am Training, wenigstens aber Unterst�tzung
beim Aufbau eigener Trainingsprogramme angeboten wird.

Die zweite große S�ule effektiver Umsetzung heißt Kommu-
nikation. Unternehmensintern stellt regelm�ßige Kommuni-
kation als Erg�nzung zum Training sicher, dass das Compli-
ance-Regelwerk als wichtiger Bestandteil der t�glichen Ge-
sch�ftsabl�ufe im Bewusstsein der Mitarbeiter verankert
wird. Erreicht wird dies beispielsweise durch spezielle Com-
pliance-Bereiche im Intranet des Unternehmens, durch Vor-
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75 Vgl. hierzu mit weiteren Beispielen auch TI Guidance (Fn. 41), S. 69.
76 In den USA wurde 2009 ein Investor (Frederic Bourke) zu einem Jahr

Gef�ngnis und einer Geldstrafe von $ 1 Mio. verurteilt, weil er bei seiner
Investition in die staatliche �lgesellschaft Aserbaidschans („SOCAR“)
naheliegende Korruptionsrisiken ignoriert habe. Vgl. n�her hierzu:
http://www.gibsondunn.com/publications/pages/2009Year-EndFCPAU-
pdate.aspx.

77 Ministry Guidance (Fn. 40), S. 16.
78 TI Guidance (Fn. 41), S. 54.



tr�ge im Rahmen von Betriebsversammlungen, durch einen
Compliance-Newsletter, aber auch durch eine effiziente tele-
fonische„Hotline“oder„Helpline“,diekompetenteBeratung
bei auftretenden Fragen im Unternehmensalltag bietet. Kom-
munikationnachaußenhingegenverfolgtdasZiel,Gesch�fts-
partnern wie Kunden die Anti-Korruptionsstrategie des Un-
ternehmens und den Tone from the Top n�her zu bringen und
so ein Umfeld zu schaffen, das abschreckend auf m�gliche
korruptionsrelevante Einfl�sse von außen wirkt. Externe
Kommunikation kann gleichzeitig einen wichtigen Beitrag
dazu leisten, die Glaubw�rdigkeit der Anti-Korruptionsbot-
schaft zu erh�hen und so das Anti-Korruptionsprogramm zu
st�rken.79

Zu einer effektiven Umsetzung geh�rt schließlich die Ein-
f�hrung angemessener Sanktionen f�r Verst�ße und vor al-
lem, dass diese Sanktionen bei Verst�ßen tats�chlich durch-
gesetzt werden.80 Auch dies muss wieder mit entsprechender
Kommunikation einhergehen, um den Mitarbeitern deutlich
zu machen, dass ein Null-Toleranz-Prinzip nicht nur be-
hauptet, sondern auch gelebt wird. Empfinden Mitarbeiter
Sanktionen im Verh�ltnis zum geahndeten Sachverhalt als
zu wenig streng oder werden Sanktionen gar nicht erst kom-
muniziert,81 kann dies sehr schnell Zweifel an der Nachhal-
tigkeit und damit der Akzeptanz der Anti-Korruptionsricht-
linien insgesamt wecken.

6. Regelm�ßige �berpr�fung

Eine kontinuierliche �berwachung der Anti-Korruptionsre-
geln stellt nicht nur deren Anwendung im Unternehmen si-
cher, sondern hilft auch dabei, Schwachstellen und Fehlver-
halten zu analysieren. Dabei gewonnene Erkenntnisse k�n-
nen zu einer Verbesserung oder Verfeinerung bestehender
Regelungen und Prozesse verwendet werden. Monitoring-
Systeme k�nnen Verdachtsmomente aufzeigen und ein fr�h-
zeitiges Einschreiten erm�glichen – im Idealfall, bevor es zu
einem Verstoß kommt. Zu einem angemessenen Monitoring-
System geh�rt daher auch die Installation von Prozessen, um
es Mitarbeitern zu erm�glichen, angebliche oder tats�chli-
che Missst�nde zu berichten.82 Derartige Prozesse m�ssen
im Rahmen der Implementierung kommuniziert und die
Mitarbeiter mit ihren Abl�ufen vertraut gemacht werden.83

Auch wenn die �berwachung h�ufig an besondere Komitees
bzw. Aussch�sse delegiert wird,84 tr�gt dennoch die Ge-
sch�ftsf�hrung die Verantwortung. Dies ist besonders be-
deutsam im Hinblick auf die Strafvorschrift in Section 14
Abs. 2,85 die die mangelnde Aufsicht der Senior Officers ei-
nes Unternehmens sanktioniert. Die Gesch�ftsf�hrung wird
sich daher im Fall einer Delegation der �berwachung zu-
mindest regelm�ßig durch Berichte und in gemeinsamen Sit-
zungen mit dem Komitee informieren m�ssen.86

Eine kontinuierliche �berwachung ist aufwendig. Das briti-
sche Justizministerium tr�gt dem Rechnung, indem es zwi-
schen Maßnahmen f�r kleinere und mittlere Unternehmen
und solchen f�r gr�ßere Unternehmen unterscheidet.87 Bei
kleineren Unternehmen kann es demnach ausreichen, Unre-
gelm�ßigkeiten durch Auswertung angemessener Finanz-
und Buchkontrollen zu identifizieren, w�hrend sich Verbes-
serungs- oder Anpassungsbedarf in erster Linie aus R�ck-
meldungen von Mitarbeitern und Gesch�ftspartnern ergibt.
F�r gr�ßere Unternehmen hingegen sind in aller Regel Sys-
teme zur �berwachung des Zahlungsverkehrs, Prozesse f�r
den Umgang mit Zwischenf�llen, aber auch Audits durch ex-
terne Spezialisten f�r eine effektive Kontrolle erforderlich.

V. Zusammenfassung und Ausblick

Der im Jahr 2010 erlassene und voraussichtlich im Sommer
2011 in Kraft tretende UK Bribery Act betrifft auch zahlrei-
che deutsche Unternehmen. Der Anwendungsbereich ist in
dreierlei Hinsicht weiter als der des US-amerikanischen An-
ti-Korruptionsgesetztes (FCPA). Strafbar ist erstens nicht
nur die Bestechung von Amtstr�gern, sondern auch die von
Angestellten privater Unternehmen. Zweitens sind sog.
Facilitation Payments – im Gegensatz zum US-Recht –
ebenfalls strafbar. Drittens: Selbst wenn keine englische
Mutter-, Schwester- oder Tochtergesellschaft besteht, kann
ein ausl�ndisches Unternehmen nach dem UK Bribery Act
strafrechtlich haften, wenn einer seiner Mitarbeiter in
irgendeinem Land auf der Welt Bestechungsgelder bezahlt.
Ein deutsches Unternehmen mit Gesch�ftst�tigkeit in Groß-
britannien kann sich somit haftbar machen, wenn z.B. ein
Mitarbeiter seiner spanischen Tochtergesellschaft in Afrika
besticht – sei es einen Amtstr�ger oder den Eink�ufer eines
gewerblichen Kunden. Das Unternehmen kann sich dann
nur durch den Nachweis enthaften, ein geeignetes Com-
pliance-Programm zur Korruptionsvermeidung eingef�hrt
zu haben, das den Mindestanforderungen des britischen
Gesetzgebers gen�gt. Jedes der �ber 2500 deutschen Unter-
nehmen, die in irgendeiner Weise gesch�ftlich in England
t�tig sind, sollte diese Mindestanforderungen beachten.
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